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«Wirhoffen,dassdieSchweiz
ihreVernunftbeibehaltenkann»
ChinasBotschafter inBern,WangShihting,warntdenBundesrat vorderÜbernahmederChina-Sanktionen
unddasParlamentvorderAnnäherunganTaiwan. Interview:MirkoPlüssundAlanCassidy

NZZ amSonntag:Herr Botschafter, «China
muss sich auf grosse Veränderungen in der
Welt einstellen, wie es sie seit einem Jahrhun-
dert nicht mehr gegeben hat», schrieben
Sie kürzlich in einem Beitrag in der NZZ.Was
meinten Sie damit genau?
Wang Shihting: Die Pandemie hat einen

Jahrhundertwandel beschleunigt, in dem
sich nicht nur China, sondern die ganzeWelt
befindet. Dieser spiegelt sichwider im
raschen Aufstieg von Schwellen- und Ent-
wicklungsländern und in der derzeitigen
unbeständigen internationalen Lage. Statt
auf Globalisierung setzen viele Länder nun
wieder auf Protektionismus und Unilateralis-
mus. DieWelt ist in eine neue Phase der
Unruhe und des Umbruchs eingetreten.

DieWelt ist vor allemwegen des Angriffskriegs
Russlands auf die Ukraine unsicherer gewor-
den. China hat diesen Angriff nie verurteilt.
Weshalb?

Seit demAusbruch der Ukraine-Krise hat
China stets eine unparteiischeHaltung
eingenommen.Wir fördern aktiv denDialog
und setzen uns für Friedensgespräche ein.
Die Souveränität aller Länder soll respektiert
werden.

Das ist doch ein krasserWiderspruch. Die
Ukraine ist ja gerade ein souveräner Staat.
Wie sollen andere Länder China unter diesen
Umständen noch vertrauen?

In Bezug auf die Ukraine-Frage haben
viele Länder derWelt, insbesondere Ent-
wicklungsländer, die gleiche objektive Per-
spektive wie China. Das Vertrauen gegenüber
China ist international gross.

Demwidersprechen aktuelle Umfragen des
Pew Research Center, wonach das Ansehen
Chinas in den letzten Jahren stark gelitten hat.
Das Ausland hat offenbar ein zunehmend
negatives Bild der Grossmacht.

Interessant ist doch, dass vieleMenschen
inwestlichen Ländern ein negatives China-
Bild haben. Daran sind auch dieMedien
schuld, die einseitig berichten. In vielen Ent-
wicklungsländern hingegen befindet sich der
Ruf Chinas imAufschwung.Man darf nicht
vergessen, dass diewestlichen Länder nicht
alleine die internationale Gemeinschaft ver-
treten. Ich habe lange Zeit in Afrika gearbei-
tet, dort ist das Vertrauen in China sehr gross.

Sprechenwir über den grossen Parteitag, der
kürzlich zu Ende ging. Die Parteispitze kürte
den «Geist des Kampfes» zumneuen Leitmotto.
Fühlen auch Sie sich als Repräsentant Chinas
in einem steten Kampf? Und gegenwen?

«Kampf» ist in diesem Zusammenhang als
philosophischer Begriff zu verstehen. Einem
bestimmten Ideal nachzugehen, kann auch
als Kampf verstandenwerden. Als Botschaf-
ter in der Schweiz setze ichmich beispiels-
weise dafür ein, dass die Entwicklungsinter-
essen Chinas stets an erster Stelle stehen.

In einer viel diskutierten Szene während des
Parteitags wurde Ex-Staatschef Hu Jintao aus
dem Saal geführt.Welches Signal wollte die
chinesische Führung damit aussenden?

MeinerMeinung nach habenwestliche
Medien diese Episode über- oder falsch
interpretiert. Hu Jintao ist schon über
80 Jahre alt und fühlte sich nicht gut. Dass
er den Saal vorzeitig verlassenwollte, ist
deshalb ganz normal.

Interview inderverborgenenResidenz

Pekings Mann in
Bern sorgt sich
um Chinas Ruf

Wie soll sich die Schweiz gegen-
über autokratischen Staaten
verhalten? Seit demUkraine-
Kriegmehren sich Stimmen,
welche die Aussenbeziehungen
stärker aufWerte abstützen
wollen. «Wennwir uns zwischen
Freiheit und Freihandel ent-
scheidenmüssen, wähle ich die
Freiheit», sagteMitte-Präsident
Gerhard Pfister imMai. Er zielte
damit auf die Beziehungen der
Schweiz zu China.
Der chinesische Botschafter

verfolgt diese Debatte genau
– undwill der Kritik etwas ent-
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Sieht dieWelt in einer «neuen Phase der Unruhe und des Umbruchs»: Der chinesische BotschafterWang Shihting in seiner Residenz. (Bern, 3. November 2022)

Kurz vor dem Parteitag erschien ein aufsehen-
erregender Bericht des Uno-Hochkommissa-
riats fürMenschenrechte über die Lage der
Uiguren in China. Das Fazit des Berichts ist
klar: China verstösst auf schwerwiegende
Weise gegenMenschenrechte.

Der Bericht beruht ausschliesslich auf
Lügen und Gerüchten. Es handelt sich um
einen illegalen Bericht. Das Ganze ist eine
absurde Farce, die von den USA sowie west-
lichen Anti-China-Kräften finanziert wurde.

Der Uno-Bericht ist unmissverständlich. Die
Rede ist vonmöglichen «Verbrechen gegen die
Menschlichkeit». GemässMenschenrechts-
organisationen gab und gibt es in der Provinz
Xinjiang auch Umerziehungslager und
Zwangsarbeit. Warum soll man Ihnen glau-
ben, wenn Sie behaupten, das sei erfunden?

Es fällt auf, dass immer nurwenigeMen-
schen in denMedien über ihre angeblichen
Erlebnisse in Xinjiang berichten. In China
gibt es keine «Umerziehungslager», sondern
nur Berufsausbildungszentren, die den
De-Radikalisierungszentren für islamistische
Extremisten in Frankreich ähneln. Es braucht
sie, umTerrorismus zu bekämpfen. Gleich-
zeitig spricht niemand über dieMisshand-
lung vonHäftlingen in Guantánamo oder die
Kriege in Afghanistan, Irak und Syrien, bei
denenHunderttausende unschuldigeMen-
schen starben.Warumhat imWesten nie-
mand die USA zur Verantwortung gezogen?

Diese Aussage irritiert uns. Ein Unrecht kann
ja niemals ein anderes Unrecht aufwiegen.
Worauf wollen Sie hinaus?

Die Xinjiang-Frage ist eine Lüge. Sie wird
aufgebauscht und alsWaffemissbraucht, um

China einzudämmen. Fakt ist, dass 2019 die
letzte Ausbildung in den Berufsausbildungs-
zentren in Xinjiang abgeschlossenwurde.
Jetzt gibt es keine solchen Zentrenmehr.

Vor eineinhalb Jahren hat die EUwegen der
Uiguren-Frage Sanktionen gegen ausgewählte
Parteivertreter und Organisationen verhängt.
Der Bundesrat hat noch nicht entschieden,
ob er nachzieht.Wie reagiert China, wenn die
Schweiz sich den Sanktionen anschliesst?

Wemdie freundschaftlichen Beziehungen
der beiden Länder wirklich amHerzen liegen
undwer verantwortungsvoll Politikmacht,
wird den Sanktionen nicht zustimmen. Die
Sanktionen verstossen gegen völkerrecht-
liche Normen, sie dienen einzig der Eindäm-
mung Chinas. Sollte die Schweiz die Sanktio-
nen übernehmen und sich die Situation
in eine unkontrollierte Richtung entwickeln,
werden die chinesisch-schweizerischen
Beziehungen darunter leiden.

Diese Beziehungen sind spezieller Natur. Die
Schweiz hat als fast einziger europäischer
Staat ein Freihandelsabkommenmit China
abgeschlossen.Wie wichtig ist dieses Abkom-
men für Ihr Land?

Es ist ein Abkommen auf hohemNiveau
und für beide Seiten vorteilhaft. Für das
laufende Jahr besteht die Aussicht, dass das
Handelsvolumen zwischen den beiden
Ländern erstmals 50MilliardenUS-Dollar
übersteigt.

Die nötige Erneuerung des Freihandels-
abkommens liegt aber seit 2018 auf Eis.Wie
man in Bern hört, redet China nicht mehr
mit der Schweizer Delegation. Stimmt das?

gegensetzen.Wang Shihting
empfängt die «NZZ am Sonntag»
in seiner privaten Residenz
am Stadtrand von Bern zum
Gespräch. Die Villa ist von
aussen nicht einsehbar und
umgeben von einemWäldchen,
in demBeamte des chinesischen
SicherheitsdienstesWache
stehen. Die «NZZ am Sonntag»
stellt die Interviewfragen auf
Deutsch, der Botschafter ant-
wortet auf Chinesisch, ein Dol-
metscher übersetzt simultan.
Während die chinesische Regie-
rung in China nachwie vor eine

Das stimmt nicht. Die beiden Länder
befinden sich in eingehenden Diskussions-
runden über den Umfangmöglicher
Upgrades des Abkommens.

DemVernehmen nach stocken die Gespräche,
weil die Schweiz das ThemaMenschenrechte
stärker betonen will.

Das Freihandelsabkommen ist wirtschaft-
lich orientiert, dieMenschenrechte sind
dabei kein Thema.

Im Schweizer Parlamentmehren sich Stim-
men, welche die Abhängigkeit von China ver-
ringern wollen. So sollen dieMenschenrechte
stärker eingefordert oder der chinesische
Konzern Huawei aus dem Schweizer 5G-Netz
ausgesperrt werden.

Huawei geniesst einen guten Ruf in der
Branche und hält sich an internationale
Regeln. Der Vorschlag, Huawei auszuschlies-
sen, ist rein politischmotiviert, weil Huawei
ein chinesisches Unternehmen ist. Wir
lehnen esmit Nachdruck ab, dassman
staatliche Gewalt benutzt, um chinesische
Unternehmen einzudämmen.

Können sich solche Initiativen auf das Frei-
handelsabkommen auswirken?

Es braucht für dieWeiterentwicklung
des Freihandelsabkommens gegenseitigen
Respekt undGleichbehandlung. Es ist
destabilisierend, wenn Politiker die globale
Wertschöpfung und internationale Liefer-
ketten künstlich einschränkenwollen.
China ist ein Partner und kein Rivale. Der
deutsche Kanzler Olaf Scholz stattete China
dieseWoche einen Besuch ab. Das zeigt, dass
es in Europa durchaus Kräfte gibt, welche
die Entwicklung der Beziehungenmit China
objektiv und vernünftig betrachten.Wir
hoffen, dass auch die Schweiz diese Vernunft
beibehalten kann.

Die Aussenpolitische Kommission des Natio-
nalrats will zudem die Beziehungen zum
taiwanischen Parlament verstärken. Insbe-
sondere soll es vermehrt zur Zusammenarbeit
von Politikern aus der Schweiz und Taiwan
kommen.

China ist entschlossen gegen offizielle
Kontakte jeglicher Art zwischen einem Land
und der chinesischen Region Taiwan.

Falls der Antrag das Parlament passiert – wie
würde China darauf reagieren?

Ich kann nur betonen, dass das Ein-China-
Prinzip die politische Grundlage dafür ist,
dass China überhaupt Beziehungenmit
anderen Ländern pflegt.

rigide, mitmassiven Einschrän-
kungen verbundene Null-Covid-
Strategie verfolgt, gelten
in der Botschaftsresidenz keine
besonderenMassnahmen.
Einzig ein Bediensteter trägt
eine Gesichtsmaske.
Wang, ein Karrierediplomat,

ist seit 2020 Pekings Vertreter
in der Schweiz. Zuvor arbeitete
er in der Afrika-Abteilung des
chinesischen Aussenministe-
riums.Weitere Stationenwaren
die chinesischen Botschaften
in Simbabwe, Südafrika, Malawi
und Ghana. (red.)

Der Uno-
Bericht zu
Xinjiang ist
ein illegaler
Bericht. Das
Ganze ist eine
absurde Farce,
finanziert
von den USA.
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Classepolitique
PierreMaudet, Gefallener, plant
die Wiederauferstehung. Der
ehemalige Genfer Staatsrat, der
über eine Reise nach Abu Dhabi
stolperte und dessen Fall beim
Bundesgericht liegt, will erneut
für die Kantonsregierung kandi-
dieren. Dem «Blick» sagt Maudet
nun, Demut habe bisher nicht
seinem Naturell entsprochen.
Jetzt aber stehe die Bevölkerung
imMittelpunkt seiner Politik.
Wie er das umsetzen will? Mit
einer öffentlichen Krankenkasse
und tieferen Prämien. Neue
Töne des Ex-FDP-Mannes: linke
Rezepte statt «Genfereien».

Nathalie Zumstein, Ernüch-
terte, liegt dasWohl des Steuer-
zahlers ebenfalls am Herzen. Die
Präsidentin des Schaffhauser

Stadtparlaments musste ihren
Kolleginnen und Kollegen die
Leviten lesen. Bei einem Rats-
ausflug blieben 60 Digestifs
– vulgärsprachlich Verdauungs-
schnäpse – unbezahlt. Es sei
«gschämig» auf Kosten der
Steuerzahler «à discretion
Schnäpse zu bestellen», wetterte
die Mitte-Politikerin. Nennt man
das nun eine Schaffhauserei?
Oder schon eine Appenzellerei?

Pierre
Maudet
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Zumstein
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RenéDonzé

Das Volksschulamt des Kantons
Zürich (VSA) bereitet die Schulen
auf eine neue Corona-Welle vor.
«Im Herbst und Winter können
die saisonalen Grippeviren sowie
die steigendenCorona-Fallzahlen
zu einer Erkrankungswelle füh-
ren und das Funktionieren vieler
Infrastrukturen – darunter auch
der Schulen – erheblich beein-
trächtigen», steht in einem
Schreiben an Behörden und
Schulleitungen. Die Schulen soll-
ten darum ihr Personal für Mass-
nahmen wie Maskentragen, Lüf-
ten, abgedecktes Niesen und
Händewaschen sensibilisieren.

Dabei geht es nicht nur um die
Gesundheit von Lehrern und
Schülern, sondern auch umsAuf-
rechterhalten des Betriebs.
Schliesslich herrscht in Zürich,
wie in anderen Kantonen auch,
Lehrermangel. Es lohne sich
«auch angesichts der angespann-
ten Personalsituation», mögliche
Ansteckungen zu reduzieren,
heisst es weiter. Zudem sollten
die Schulen jetzt schon den Ein-
satz von Assistenzen oder Zivil-
schützern vorbereiten.

Ebenfalls erwähnt wird, dass
positiv getestete Lehrer ohne
Symptome weiterarbeiten kön-
nen: «Wer ein positives Testresul-
tat hat, sich aber nicht krank
fühlt, kann mit der Schulleitung
besprechen, wie man am besten
vorgeht», schreibt das Amt. Falls
die Person zur Schule komme,

UmstritteneCorona-Empfehlung

sollte sie aber auf jeden Fall Mas-
ke tragen, um das Umfeld zu
schützen.Man stütze sich auf die
Empfehlungen des Bundesamtes
für Gesundheit, sagt Volksschul-
amtschefin Myriam Ziegler: «Es
gibt derzeit keine Rechtsgrund-
lage für zusätzliche Vorgaben in
den Schulen.»

Schulleiter sind irritiert
Das Schreiben sorgt für Irritatio-
nen. «Wir wurden nicht einbezo-
gen in diese Entscheidungen des
VSA und der Bildungsdirektion»,
sagt Sarah Knüsel, Präsidentin
des kantonalen Schulleiterver-
bandes. Für sie ist klar: Wer posi-
tiv getestet wurde, gilt als krank,
Ausnahmen müssten Ärzte oder
andere Fachpersonen bestätigen.
«Und da wir ja keine Masken ver-
ordnen dürfen, sollten sie zu
Hause bleiben, da sie ansteckend
sind in der Regel.» Demgegen-
über sagt der Zürcher Lehrerver-
bandspräsident Christian Hugi:
«Nach einer Erkrankung können
Testresultate erfahrungsgemäss
noch länger positiv bleiben, ob-
wohl die Krankheit überwunden
ist.» In diesem Fall scheine das
vom VSA empfohlene Vorgehen
angemessen.

Auch andere Kantone lassen
asymptomatische Lehrkräftewei-
terhin unterrichten,wie eineUm-
frage zeigt. Im Kanton Luzern
können Infizierte arbeiten,
«wenn sie sich gesund und fit
fühlen» und die anderen Perso-
nen geschützt werden. Weiter:

«Kann dies nicht sichergestellt
werden, soll von einem Präsenz-
unterricht abgesehen werden.»
Etliche Kantone verweisen auf
die Eigenverantwortung der Be-
teiligten und darauf, dass auch
das Bundesamt für Gesundheit
bei Asymptomatischen bloss Ab-
standhalten und Maskentragen
empfiehlt. Arbeitseinsatz und all-
fällige Schutzmassnahmen soll-
ten mit dem Arbeitgeber bespro-
chenwerden, heisst es beimBAG.

Positiv getesteteLehrerinnenundLehrerdürfenweiter Schule geben Am Samstagnachmittag haben
auf dem Bundesplatz in Bern
rund 3000 Personen gegen das
Regime in Iran demonstriert. Ge-
mäss den Angaben der Organisa-
toren von «Free Iran Switzerland»
war es die bisher grösste Kund-
gebung in der Bundesstadt.

Viele Exil-Iranerinnen und Ira-
ner, Sympathisanten und Politi-
ker nahmen daran teil. Sie trugen
Transparente mit Aufschriften
wie «Es ist eine Revolution!» oder
mit Bildern von Opfern der will-

Bisher grössteDemo
gegen iranischesRegime

kürlichen Gewalt des Regimes.
Auch Nationalrätinnen und
Nationalräte von Grünen, SP und
Mitte hielten Reden.

«Es gibt nicht einen guten
Grund für die Herrschaft dieses
Regimes und seiner kruden
Ideologie», sagte beispielsweise
SP-Co-Präsident und Nationalrat
Cédric Wermuth. Er verlange,
dass der Bundesrat die Sanktio-
nen der EU gegen die Mitglieder
des iranischen Regimes endlich
mittrage. (zzs.)
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Die Kantone befürchten, dass
es imWinter zu Personaleng-
pässen in den Schulen kommt.
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